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Antrag an die Vollversammlung des Diözesanrates am 9. Juni 2012: 
 
Ich bitte, § 8 Ziffer 1.3 der Geschäftsordnung des Diözesanrates – Vollversammlung – ersatzlos 
zu streichen. 
 
 
Begründung: 
 
Die genannte Bestimmung lautet: 

„Nichtgewählte Kandidatinnen/Kandidaten unter den Einzelpersönlichkeiten sind von der 
Nachnominierung für Vertreterinnen/Vertreter nach § 5 Nr. 1 und 2 der Satzung ausge-
schlossen.“ 

 
In der Sache bedeutet dies, dass jemand, der als Einzelpersönlichkeit für die Wahl in den Diö-
zesanrat vorgeschlagen war, dort aber nicht gewählt worden ist, während der neuen Wahlperi-
ode weder als Dekanatsvertreter noch als Verbandsvertreter in den Diözesanrat entsandt wer-
den kann.  
 
Ich halte diese Bestimmung bereits für unwirksam, weil sie im Widerspruch zur höherrangigen 
Bestimmung des § 5 der Satzung steht. Dort ist festgelegt, wie sich der Diözesanrat zusam-
mensetzt. Diese Regelung wird durch die Geschäftsordnung – unzulässig – eingeschränkt, in-
dem den Dekanaten und katholischen Verbänden das Recht genommen wird, eine zuvor erfolg-
los als Einzelpersönlichkeit vorgeschlagene Person als ihren Vertreter zu entsenden. 
 
Unabhängig von dieser rechtlichen Einschätzung halte ich die Regelung auch für systemwidrig 
und nicht sachgerecht. Sie beschränkt ohne nachvollziehbaren Grund die Autonomie der Deka-
nate und Verbände für die Benennung ihrer Vertreter im Diözesanrat. Zugleich bewirkt sie, dass 
teilweise hervorragende Persönlichkeiten durch die erfolglose Teilnahme am Zuwahlverfahren 
für die ganze Wahlperiode „verbrannt“ sind, also keine Chance haben, auf anderem Wege in 
den Diözesanrat zu gelangen und sich dort einzubringen.  
 
Aktuell würde dieses Schicksal Herrn Dr. Klaus Fey drohen, der als Mitglied des Vorstandes 
des Diözesan-Caritasverbandes in den Diözesanrat entsandt ist, nach § 8 Nr. 1.3 der Ge-
schäftsordnung dieses Mandat aber nicht wahrnehmen könnte. 
 

 
   
 
 


